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Deutschland nach der Wahl: 
Europa stabilisieren, Standort stärken, Zukunft sichern.

stark, wir sind wieder Export-
weltmeister. Das schlägt sich in 
einem Rekordhoch von 45 Mio. 
Beschäftigten, Überschüssen in 
der Sozialversicherung und 
sprudelnden Steuereinnahmen 
nieder. Der Schuldenstand des 
Staates sinkt und soll bis 2019 
wieder die 60-Prozent-Marke 
unterschreiten, die Budgetüber-
schüsse sollen bis 2019 auf 44 
Mrd. Euro anwachsen.

Diese Erfolge sind nicht vom 
Himmel gefallen. Sie gehen auf 
weitsichtige unternehmerische 
Entscheidungen, den Fleiß und 
das Können unserer Arbeitneh-

mer und etwas politische Schüt-
zenhilfe zurück. Fakt ist: Die 
neue Bundesregierung findet ein 
wohl bestelltes Haus vor und 
kann mutig die Zukunft gestal-
ten. Wir müssen den Boomfak-
tor Optimismus verstetigen und 
die strukturellen Überschüsse 
für eine wachstumsfreundliche 
Politik nutzen.

DIE ZUKUNFT NICHT 
VERSPIELEN – EUROPA 
STABILISIEREN.

Bayern ist das Land im Herzen 
Europas. Wir Bayern tragen Eu-
ropa im Herzen. Wir wollen die 
Europäische Union aktiv mitge- 
stalten, denn wer Europa gut 
gestaltet, gestaltet eine gute Zu- 
kunft für die Menschen. Jetzt 
besteht die Chance, >> S. 2 

Zukunftstrends 
gestalten

IN DIESER AUSGABE: Positionen des WBU: „Erwartungen der 
Tourismuswirtschaft an die Politik – Forderungen für die Koalitions-
verhandlungen“, Robert Salzl  > Seite 5 

Horst Seehofer
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veau an Ungleichheit – darum 
beneiden uns viele in aller Welt. 
Besonders stark ist Deutschland 
laut Global Competitiveness Re-
port des Weltwirtschaftsforums 

bei Innovation, Technolo-
giebereitschaft, Infra-

struktur, Kartellrecht, 
Bildungsqualität und 
Forschungsausgaben. 

Die fünf führenden 
Wirtschaftsforschungs-

institute haben 
ihre Wachs-
tumsprognose 
für 2017 von 
1,5 auf 1,9 
Prozent und 
für 2018 von 

1,8 auf 2,0 Prozent angehoben. 
Die Investitionstätigkeit kommt 
in Gang, der Konsum bleibt 

DEUTSCHLAND UND BAYERN 
– STARK WIE NIE

Wir leben in einer Welt im Wan-
del. Die großen Megatrends sind 
der demografische Wan-
del, die digitale Revolu-
tion, der Klimawandel, 
die Ressourcenfrage, 
die Urbanisierung und 
die Globalisierung. Po-
litik muss diese Trends 
gestalten, damit wir 
unseren Wohl-
stand und 
unsere Art 
zu leben für 
die Zukunft 
sichern. Fakt 
ist: Deutsch-
land gehört politisch, ökono-
misch und sozial zu den gro-
ßen Globalisierungsgewinnern. 
„Deutschlands goldenes Jahr-
zehnt“ titelt das Handelsblatt, 
„Aufschwung und kein Ende“ 
die Frankfurter Allgemeine Zei-
tung, die Süddeutsche Zeitung 
verheißt „Rosige Zeiten“. 

Deutschland gehört zu den fünf 
wettbewerbsfähigsten Ländern 
der Welt. Starke Industrie, star-
ker Mittelstand, effizienter Ar-
beitsmarkt und ein geringes Ni-
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extrem niedrig. Investoren brau-
chen verlässliche Rahmenbe-
dingungen und Vertrauen in die 
Zukunft. Darum geht es!

Mehr Europa im Großen heißt 
auch: Die sicherheitspolitischen 
Herausforderungen unserer 
Zeit können wir Europäer nur 
gemeinsam bewältigen. Eine 
gemeinsame Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik ist die rich-
tige Antwort auf die zahlreichen 
Krisenherde in aller Welt. Daher 
wollen wir das Zusammenwir-
ken der Streitkräfte in einem star-
ken europäischen Verteidigungs-
verbund ausbauen. Ziel der Ent-

wicklung 
ist ein 
starker eu-
ropäischer 
Pfeiler in 
der NATO.

Die Sicherheit unserer Bürgerin-
nen und Bürger muss auch im 
Innern höchste Priorität haben. 
Wir treten für die Freizügigkeit 
im Schengen-Raum ein, wollen 
aber Binnengrenzkontrollen 
aufrechterhalten, bis Europas 
Außengrenzen wirksam gegen 
Kriminalität und illegale Migra-
tion geschützt sind. Wir dürfen 
nicht zulassen, dass die unge-
lösten Immigrationsfragen die 
Akzeptanz der europäischen 
Idee gefährden. Der Zusammen-
halt Europas bleibt unser Auf-
trag! Deutschland verzeichnete 
2016 eine Nettozuwanderung 
von 640.000 Menschen. Es geht 
nicht um Abschottung. Wir sind 
ein weltoffenes Land, dem euro-
päischen Gedanken verpflichtet 
und leben vom internationalen 
Austausch. Deshalb setzen wir 
uns auch für eine gesteuerte 
Zuwanderung von Fachkräften 
ein. Doch geordnete Verfahren 
setzen sichere Grenzen voraus.

Ein stabiles Europa braucht star-
ke Kohäsion im Innern und kla-
re Grenzen im Äußeren. Bayern 
lehnt eine EU-Vollmitgliedschaft 
der Türkei ab. Die Beitritts-
verhandlungen mit der Türkei 
sollten beendet werden. Dabei 
bleibt das langfristige Ziel einer 
engen Kooperation zwischen 

der Europäischen Union und der 
Türkei sowie einer strategischen 
Zusammenarbeit in außen- und 
sicherheitspolitischen Fragen.

Bayern ist ein geschätzter Part-
ner in aller Welt. Wir setzen auf 
gute Nachbarschaft und ehrli-
che Partnerschaft. Wir wollen 
Türen öffnen, wo andere diese 
zuschlagen. Das gilt für das tran-
satlantische Verhältnis, welches 
eine tragende Säule unserer Si-
cherheit und unseres Wohlstan-
des bleibt. Das gilt für das künf-
tige Verhältnis zum Vereinigten 
Königreich: Die Briten bleiben 
unser Partner – wir sollten mit-
einander den Blick nach vorne 
richten. Das gilt für das Verhält-
nis zu Russland. Sanktionen 
dürfen nicht zum Dauerzustand 
werden. Eine dauerhafte Frie-
densordnung für unseren Konti-
nent wird nicht gegen, sondern 
nur mit Russland gelingen.

DIE ZUKUNFT NICHT 
VERSPIELEN – STANDORT 
STÄRKEN.

Deutschland lebt nicht mehr auf 
Kosten seiner Kinder und Enkel. 
Wir haben nun auch im Bund 
zum vierten Mal in Folge ausge-
glichene Haushalte erreicht. Das 
ist eine historische Trendwende 
hin zu Generationengerechtig-
keit und 
fiskalischer 
N a c h h a l -
tigkeit. Die 
Warnungen 
des Interna-
tionalen Währungsfonds (IWF) 
vor einem gefährlichen Schul-
densog in vielen Teilen der Welt 
bestätigen unseren Kurs verant-
wortungsvoller Stabilitätspolitik.

Deutschland muss der Stabili-
tätsanker Europas bleiben. Der 
bayerische Weg solider Finanzen 
setzt den Trend: Der allgemeine 
Staatshaushalt in Bayern kommt 
seit 2006 zum dreizehnten Mal 
in Folge ohne neue Schulden 
aus. Dabei stemmen wir 2018 

fast 60 Mrd. Euro Zukunftsausga-
ben mit den klaren Schwerpunk-
ten digitaler Aufbruch, Bildung, 
Sicherheit. Rekordwerte bei der 
Wohnraumförderung, der Städ-
tebauförderung und im Straßen-
bau. Rekordstand mit 9,51 Mrd. 
Euro beim kommunalen Finan-
zausgleich. Wir steigern die In-
vestitionen um 400 Mio. Euro 
auf 7,2 Mrd. Euro. Kurs Zukunft 
heißt: Personalausgaben stabil, 
Zinsausgaben runter, Investiti-
onsquote rauf (12,1 Prozent). 
Bei all dem beschleunigen wir 
den Schuldenabbau: 2017/2018 
werden wir 2 Mrd. Euro zurück-
zahlen. Seit 2012 werden wir 
dann insgesamt 5,6 Mrd. Euro 
Altschulden getilgt haben. Bay-
ern wird das erste schuldenfreie 
Land. Wir vererben keine Schul-
den, sondern Chancen.
Leistung muss sich lohnen. Das 
schließt Steuererhöhungen aus 
und selbstredend eine Wieder-
einführung der Vermögenssteuer 
oder Verschärfung der Erbschaft-
steuer. Vielmehr ist es an der 
Zeit, die hart arbeitenden Men-
schen am wirtschaftlichen Erfolg 
unseres Landes zu beteiligen. 
Die Steuerzahler sollen vom 
höchsten Steueraufkommen al-
ler Zeiten etwas zurückbekom-
men: schrittweise Abschaffung 
des Solidaritätszuschlages, mehr 
Netto vom Brutto für Klein- und 
Mittelverdiener, Entlastung von 
Familien, Politik für das Eigen-
tum, Initiativen für bezahlbaren 
Wohnraum. 

Bayern hält 
Maß bei 
der Grund- 
erwerbsteu-
er. Bayern 

setzt sich zudem für einen Frei-
betrag bei der Grunderwerbsteu-
er für Wohneigentum als spürba-
ren Beitrag für bezahlbares Bau-
en und Wohnen ein. Bayern und 
Sachsen sind die einzigen Län-
der, die beim Grunderwerbsteu-
ersatz von 3,5 Prozent geblieben 
sind. Andere Bundesländer ha-
ben die Steuer in Summe 26-mal 
erhöht, auf bis zu 6,5 Prozent! 
Fast eine Verdoppelung! Da sind 
Häuslebauer und junge Familien 
in Bayern besser dran.

gemeinsam mit Frankreich und 
allen Partnern in der EU die Wei-
chen in den großen Zukunfts-
fragen zu stellen: Migration, Si-
cherheit, Wirtschaftsschafts- und 
Währungsunion, Freihandel, Kli- 
maschutz. Diese Fragen kann 
kein Nationalstaat alleine lösen. 
Mein Credo: Mehr Europa im 
Großen, weniger Europa im Klei- 
nen. Bayern steht für ein Euro-
pa der Eigenverantwortung, der 
Stabilität und der Subsidiariät.

Darum geht es bei der dauerhaf-
ten Stabilisierung der Euro-Zo-
ne. Die Einhaltung der Kriterien 
der EU-Verträge und des Stabi-
litäts- und 
W a c h s -
t u m s p a k -
tes sind 
der beste 
Schutz vor 
Krisen und 
Voraussetzung für Vertrauen 
in die europäische Idee. Falls 
nötig, könnte der Europäische 
Stabilitätsmechanismus (ESM) 
zu einem Europäischen Wäh-
rungsfonds ausgebaut werden. 
Dieser könnte Staaten in Krisen-
zeiten unterstützen und ihre ei-
genständige Finanzierung durch 
geeignete Programme wieder-
herstellen. Wo die Schuldenla-
ge nicht mehr tragfähig ist, soll 
eine geordnete Staateninsolvenz 
möglich sein, ebenso ein Austritt 
aus der Eurozone ohne Austritt 
aus der Europäischen Union.

Der Bankensektor muss weiter 
stabilisiert werden. Bayern un-
terstützt eine Stärkung der Ein-
lagensicherung auf nationaler 
Ebene, auch durch einen Abbau 
der Risiken in den Bankbilan-
zen, eine vorrangige Haftung 
der Anteilseigner und Anlei-
hegläubiger (bail-in) und eine 
deutliche Entzerrung der starken 
Abhängigkeiten zwischen Staa-
ten und Banken. Dagegen sehe 
ich keinen Bedarf für ein zent-
rales Budget der Eurozone zur 
Förderung von Investitionen. 
Die Europäische Investitions-
bank (EIB) und der Europäische 
Fonds für Strategische Investitio-
nen wurden bereits ausgebaut. 
Die Zinsen in der Eurozone sind 

Bayerischer Weg 
solider Finanzen

Mehr Europa im 
Großen, weniger 

Europa im Kleinen

 Briten bleiben 
Partner



Mitgliederzeitung Kompass  ·  Ausgabe 11 / 2017  ·  www.wbu.de Seite 3

Der Freistaat hat mit dem Woh-
nungspakt Bayern ein wuchtiges 
Maßnahmenpaket beschlossen. 
Bis 2019 investieren wir rund 
2,6 Mrd. Euro in preisgünsti-
gen Wohnraum. Wir brauchen 
mehr Wohnungsbau in unseren 
Ballungsräumen. Daher gilt es, 
Kostentreiber im Wohnungsbau 
zu beseitigen. Baurecht und 
Mietrecht dürfen keine Investi- 
tionsbremsen sein. Bei der Ener-
gieeinsparung ist mir innovative 
Gebäudetechnik lieber als wei-
tere Vorschriften.

Zutrauen statt Misstrauen – unter 
diesem Motto setzt Bayern beim 
Bürokratieabbau Standards: Seit 
2003 haben wir über 40 Pro-
zent aller bayerischen Gesetze 
und Verordnungen gestrichen! 
Bayern hat heute die wenigsten 
Gesetze in Deutschland. Der 
Bürokratieabbau in Deutschland 
muss eine weiß-blaue Hand-
schrift tragen: Bürokratie-TÜV 
und Paragraphenbremse, weni-
ger Vorschriften, mehr Luft für 
Leistungsträger. Nicht der Staat 
schafft Zukunft, sondern die Bür-
gerinnen und Bürger.

DIE ZUKUNFT SICHERN – 
WACHSTUM UND WOHL-
STAND FÜR MORGEN 
SCHAFFEN.

Selbstständige, Freiberufler und 
Unternehmer legen das Funda-
ment für unseren wirtschaftlichen 
Erfolg. Deutschland braucht eine 
neue Gründerkultur, die jungen 
Machern Mut macht. Bayern ist 
Gründerland. Wir schaffen di-
gitale Gründerzentren in jedem 
Regierungsbezirk. Wir investie-
ren in fünf Jahren 330 Mio. Euro 
zusätzlich in die Gründerförde-
rung. Der Wachstumsfonds Bay-
ern wird 250 Mio. Euro Wagnis-
kapital mo-
bil is ieren. 
Das ist gut 
a n g e l e g -
tes Geld: 1 
Euro hebelt 
dort 7 bis 8 Euro an privaten In-
vestitionen. Nicht Transfer son-
dern Turbo – das ist die Blaupau-
se für eine neue Gründerzeit in 
Deutschland.

Dafür wollen wir die Chancen 
der digitalen Revolution nutzen. 
Wenn wir den Megatrend digi-
taler Wandel richtig anpacken, 
dann ernten wir in der Sum-
me mehr Beschäftigung, mehr 
Chancen, mehr Lebensqualität 
– das sehen auch 75 Prozent der 
Deutschen so. Deshalb brau-
chen wir eine digitale Agenda 
für Deutschland. Bayern geht 
voran – wir wollen das Land Nr. 
1 beim digitalen Aufbruch sein. 
Dafür investieren wir bis 2022 
insgesamt 5,5 Milliarden Euro 
in die digitale Zukunft. Unsere 
Strategie BAYERN DIGITAL ist 
einmalig in Deutschland!

Wir schaffen die Gigabit-In-
frastruktur von morgen – mit 
Glasfaserausbau, Beseitigung 
weißer Flecken im Mobilfunk-
netz, 40.000 WLAN-Hotspots 
und einer 5G-Forschungsinitia-
tive für den Mobilfunk der Zu-
kunft. Wir stärken die digitale 
Kompetenz unserer Jugend und 
Lehrkräfte – an allen Schulen, 
an Hochschulen und Universitä-
ten. Wir investieren 2 Mrd. Euro 
in digitale Zukunftsprojekte. Auf 
Schlüsselfeldern wie Künstliche 
Intelligenz, Robotik, Autonomes 
Fahren und Digitale Medizin 
wollen wir führend sein. Mit 
dem „Zentrum Digitalisierung.
Bayern“ und seinen 20 neuen 
Professuren bringen wir Wissen-
schaft nah an die Wertschöp-
fung. Dabei gilt: Jeder soll in 
der digitalen Welt sicher leben 
können. Bayern wird Hochburg 
bei IT-Sicherheit. Wir schaffen 
Vertrauen und eine positive 
Grundeinstellung gegenüber der 
digitalen Zukunft.

Die Zukunft wird in den Klas-
senzimmern und Laboren einer 
Nation entschieden. Die Erfolge 

bei bundesweiten 
Vergleichsstudien 
zeigen: Bayern ist 
das Bildungsland. 
Jeder dritte Euro 
fließt in die Bil-

dung. Bayern investiert mit ei-
nem wuchtigen Bildungspaket 
weiter kräftig in das „Fördern, 
Fordern, Forschen“. Wir schaf-
fen rund 2.000 Stellen zusätz-

Gründern Mut 
machen

Digitale Agenda 
für Deutschland

Köpfe sind unser 
Kapital

lich für Bayerns Schulen. Wir 
stärken die frühkindliche Bil-
dung, die Inklusion, die Förder-
schulen. Wir stärken die Grund- 
und Mittelschulen und unsere 
Realschulen. Wir gestalten das 
bayerische Gymnasium neu und 
investieren in unsere beruflichen 
Schulen. Für Bildung begeistern 
– das bleibt 
bayerischer 
Quali täts-
anspruch.
In Bayern 
sind aka-
demische und berufliche Bil-
dung gleichwertig. Mit diesem 
Erfolgsrezept haben wir die 
Jugendarbeitslosigkeit besiegt. 
Wenn es um unsere Jugend 
geht, lassen wir nicht nach – da-
her unsere Zukunftsinitiative Be-
rufliche Bildung: Wir heben den 
Meisterbonus auf 1.500 Euro 
an, fördern berufliche Aus- und 
Weiterbildungseinrichtungen 
sowie digitale Exzellenzzent-
ren für berufliche Bildung. Wir 
stärken das duale System, auch 
über unseren „Pakt für berufli-
che Bildung“. Bayern hat über 
60.000 Flüchtlinge in Ausbil-
dung, Praktika oder Arbeit inte-
griert. Bayern steht auch in Zu-
kunft für beste Bildung.

Köpfe sind 
unser Kapital. 
Über 5 Mrd. 
Euro für unsere 
neun Universitäten, 17 Hoch-
schulen für angewandte Wissen-
schaften und sechs Kunsthoch-
schulen in Bayern rentieren über 
Spitzenleistungen in Forschung 
und Lehre sowie ein enorm brei-
tes Lehrangebot im ganzen Land. 
Wir bauen unsere bayerischen 
Hochschulen weiter kräftig aus: 
Universitätsklinikum Augsburg, 
Campus Straubing der TUM, Uni-
versität Nürnberg. Wir haben seit 
2005 über 53.000 Studienplätze 
und 4.200 neue Stellen an den 
Hochschulen geschaffen. Wir 
haben die Zahl der Studienanfän-
ger um 45 Prozent gesteigert, bei 
den MINT-Fächern sogar um 70 
Prozent. Und das landesweit: 16 
Standorte außerhalb der Unistäd-
te – Innovationsmotoren für den 
ländlichen Raum von Mühldorf 

über Pfarrkirchen bis Kronach, 
Neuburg oder Feuchtwangen. 
Nie gab es mehr Studenten an 
bayerischen Hochschulen, nie 
war mehr Zukunft.

Bayern investiert 3,2 Prozent 
seines BIP in Forschung und 
Entwicklung. Bis 2020 steigern 

wir uns auf 
3,6 Prozent. 
Das 3-Pro-
z e n t - Z i e l 
bei For-
schung und 

Entwicklung ist nun auch im 
Bund erreicht. Die USA sind 
überholt. Wir wollen in ganz 
Deutschland die F+E-Ausgaben 
auf 3,5 Prozent steigern. Dazu 
brauchen wir eine steuerliche 
Forschungsförderung und mehr 
Risikokapital. Bleiben wir neu-
gierig auf morgen, fördern wir 
Zukunftstechnologien!

Miteinander werden wir 
Deutschland und Bayern auf 
Erfolgskurs halten. Dabei set-
ze ich auf die Mitglieder des 
Wirtschaftsbeirats Bayern, auf 
Ihr unternehmerisches Vorbild, 
Ihren Leistungswillen, Ihren Pi-
oniergeist. Zukunft ermöglichen 
– das ist eine Frage der Ordnung 

der Wirtschaft, 
aber auch eine 
Kul tur f rage . 
Wir in Bayern 
wissen, was 

wir an unseren sozial verant-
wortlichen Unternehmerinnen 
und Unternehmern haben. Akti-
vieren statt alimentieren, Anrei-
ze statt Verbote, Privat vor Staat, 
die Symbiose von Ökologie und 
Ökonomie – unter diesen Prä-
missen gestaltet Bayern Politik. 
Das ist unser Auftrag, auch bei 
der Regierungsbildung in Berlin. 
Arbeiten wir dafür, dass Bayern 
in einer Welt im Wandel liebens-
werte Heimat und bärenstarker 
Standort bleibt. Auf eine gute Zu-
kunft Bayerns, Deutschlands und 
Europas!

HORST SEEHOFER
BAYERISCHER 
MINISTERPRÄSIDENT
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• AISB, Marco Dahl, München
• Hans-Peter Pleitner, Rechtsanwalt, Augsburg
• Dr. Peter Deml, München
• Wolfram Benesch, Expandeers Global Network GmbH, München
• Fersadi, Semir Fersadi, Rosenheim

Wir begrüßen unsere neuen Mitglieder
• K. Group GmbH, Dr. Wolfgang Schmitz, München
• Franz Bihler, Augsburg
• Michael Grabmeier, Rosenheim
• Hubert-Reh, Vingerhoets, Heubusch Z/V/D/G Steuerberatungs GbR,
 Manuela Heubusch, Rosenheim

Liebe Mitglieder des 
Wirtschaftsbeirats, 

schon im Wahlkampf war die 
Wirtschaftspolitik kein großes 
Thema. Die Verhandlungen zur 
Regierungsbildung in Berlin 
deuten zum Redaktionsschluss 
dieser Ausgabe nicht darauf 
hin, dass sich daran was än-
dern wird. Man hat sich in den 
Sondierungsgesprächen auf 
das Ziel Vollbeschäftigung ver-
ständigt. Ein Ziel, das Bayern 
bereits erreicht hat. Wie aber 
wollen wir die Wirtschaft der 
Zukunft in Deutschland konkret 
gestalten? Welchen ordnungs-
politischen Rahmen brauchen 
wir für die Energiepolitik? Wie 
stellen wir sicher, dass die 
Chancen der Digitalisierung 
nicht im Datenschutz stecken 
bleiben? Wie gehen wir mit 
neuen Konkurrenten wie Uber, 
Airbnb oder Fintecs um? Wie 
halten wir die Infrastruktur 
modern? Wie stellen wir eine 
hohe Investitions- und Innova-
tionsdynamik in Deutschland 
sicher? Davon, wie wir diese 
Fragen beantworten, hängt die 
Zukunft unseres Landes auch 
in Fragen des Klimaschutzes, in 
Fragen der persönlichen Chan-
cen und Perspektiven, in Fra-

gen der Sozialen Sicherheit, in 
Fragen des Wohlstands und der 
Lebensqualität ab. Es wird Zeit, 
die Wirtschaftspolitik stärker in 
den Fokus des künftigen Regie-
rungsprogramms zu stellen. Wie 
sieht der Ordnungsrahmen für 
das 21. Jahrhundert aus, darum 
muss es jetzt gehen.  

Ebenso wichtig ist die Frage, 
welche Folgen die Pläne zur 
Klimapolitik für die Wirtschaft 
haben. Machen wir Klimapolitik 
ohne die Wirtschaft, oder verfol-
gen wir die Klimapolitik mit der 
Wirtschaft und versuchen eine 
wettbewerbsfähige Industrie zu 
erhalten – das wird die zentrale 
politische Streitfrage dieser Le-
gislaturperiode sein. 

Deutschland wird seine Klima-
schutzziele von minus 40 Pro-
zent bis 2020 nicht erreichen 
können. Gleichwohl strebt man 
für 2030 eine Reduktion um 55 
Prozent und bis 2050 eine Re-
duktion der CO2-Emissionen 
um 80 bis 95 Prozent an. Weil 
man von den Klimazielen so 
weit weg ist, werden weitrei-
chende Forderungen abgeleitet 
wie Abschaltung von 20 Kohle-
kraftwerken noch vor 2020 und 
möglichst entschädigungsfrei, 
Verbot von Verbrennungsmo-
toren, neue CO2-Steuern und 
Mindestpreise für Emissionszer-
tifikate. 

Sind die Ziele richtig gesteckt? 
Deutschland geht mit seinen 
Klimaschutzzielen deutlich über 
Ziele der EU hinaus. Ist das an-
gebracht? Klimapolitik ist ein 
globales Thema. Selbst wenn 
Deutschland seine ehrgeizigen 
Ziele erreichen würde, trägt das 
zum weltweiten Klimaproblem 
gerade einmal 2,4 Prozent bei. 
Ist es gerechtfertigt, für einen 

weltweit marginalen klimapo-
litischen Beitrag, die eigenen 
wirtschaftlichen Grundlagen zu  
riskieren? Warum setzt man nicht 
stärker darauf, CO2-Emissionen 
in Schwellenländern wie China 
zu reduzieren. Hier sind die Ein-
sparungen größer und günstiger 
zu erreichen. 

Wir stehen zu den Klimazielen. 
Aber Verhältnismäßigkeit muss 
gewahrt bleiben. Es gilt, Kosten 
und ihren Nutzen abzuwägen. 
Wenn man feststellt, dass die 
Klimaziele zu ehrgeizig sind und 
ihre Kosten zu hoch sind, muss 
man auch bereit sein, die Zie-
le zu überdenken und auch zu 
verschieben. Rechtfertigen ehr- 
geizige Klimaschutzziele das Ri- 
siko einer Deindustrialisierung? 
Welche Perspektiven bieten wir  
den Beschäftigten z. B. in der Au- 
tomobilindustrie, deren Arbeits-
plätze wegfallen? Wie wollen 
wir Versorgungssicherheit erhal-
ten, wenn wir die Kohlekraft-
werke abschalten? Wie wollen 
wir Investitionen in Deutschland 
gewinnen, wenn wir Energie 
durch EEG-Umlagen, CO2-Steu-
ern teurer und die Energiever-
sorgung unsicherer machen? 
Wir verlieren dadurch an Wett-
bewerbsfähigkeit. Investitionen 
und Arbeitsplätze drohen verlo-
ren zu gehen.

Die Ziele sind das Eine, die 
Wege sie zu erreichen, sind 
das Andere. Die Vorschläge, 
die vorliegen, setzen auf Vorga-
ben von Quoten und Anteilen, 
Verbote und Mindestpreise. Als 
modernes staatswirtschaftliches 
Planungsbüro profiliert sich die 
Agora Energiewende. Sie defi-
niert Quoten für Energieträger, 
Emissionsanteile für Branchen 
und wenn diese nicht erreicht 
werden, dann müsse der Preis so 

Zeit für 
Wirtschaftspolitik

gesetzt werden, dass sie erreicht 
werden. Man kann das auch 
Planwirtschaft nennen, markt-
wirtschaftliche Ordnungspoli- 
tik ist das nicht. 

Politik soll Ziele vorgeben, 
wohlüberlegt. Die Wahl der 
Technologien, Instrumente und  
Wege soll sie aber den Ent- 
scheidungen der Unternehmen 
und Verbraucher überlassen. 
Durch Wettbewerb am Markt, 
gesteuert über den Preis, sorgt 
dies für beste gesellschaftliche 
Lösungen. Das ist das Credo 
der Sozialen Marktwirtschaft. 
Es wird Zeit in der Klimapoli-
tik und in der Energiepolitik, 
staatlichen Interventionismus 
und Verbote sowie das büro-
kratische Dickicht aus Steu-
ern, Abgaben und Ausnahmen 
durch einen konsistenten Ord-
nungsrahmen zu ersetzen. Ein 
effizientes ordnungspolitisches 
Modell für eine erfolgreiche 
und effiziente Klimapolitik 
existiert bereits, es ist der Emis-
sionshandel. Er muss auf wei-
tere Branchen als nur Energie 
ausgeweitet und europaweit 
umgesetzt werden. Mit ihm 
werden die Ziele allein schon 
durch die Vorgabe der Zahl der 
Zertifikate erreicht. Alle weite-
ren staatlichen Interventionen 
zum Klimaschutz erübrigen 
sich dann. Verbraucher und 
Unternehmer können dann 
selbst entscheiden, wie sie Kli-
maschutz umsetzen wollen. 
Statt staatlicher Verbote, Regle-
mentierungen und Interventio-
nen einen transparenten Ord-
nungsrahmen zu etablieren, 
das ist Soziale Marktwirtschaft 
für das 21. Jahrhundert.

Mit herzlichen Grüßen
Ihr Dr. Johann Schachtner
Generalsekretär
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Die Tourismuswirtschaft be-
schäftigt in Bayern mehr als 
500.000 Menschen. Mit deutlich 
über 15 Mrd. Euro Umsatz 
ist die Tourismusindus-
trie damit so bedeu-
tend wie die Auto-
mobilbranche, die 
Gesundheitswirtschaft 
oder der Maschinen-
bau. Andere Wirtschafts-
zweige, wie Handel, 
H a n d w e r k 
oder Land-
w i r t s c h a f t 
sowie Dienst-
leister aller 
Art profitieren 
z u s ä t z l i c h 
in zweiter Reihe erheblich von 
einer erfolgreichen Tourismus-
wirtschaft. Für den Erfolg spielen 
die von der Politik vorgegebenen 
Rahmenbedingungen eine we-
sentliche Rolle. Deshalb müssen 
jetzt bei den Koalitionsverhand-
lungen die dringendsten Themen 
berücksichtigt werden. 

1) Beibehaltung der reduzier-
ten Mehrwertsteuer bei Über-
nachtungen 
Mit der reduzierten Mehrwert-
steuer wurde die Wettbewerbs-
situation gegenüber den europä-
ischen Nachbarn etwas gerech-
ter. Als Folge wurde spürbar in 
die Betriebe und Mitarbeiter in-
vestiert. Das Preis-Leistungs-Ver-
hältnis wurde verbessert. Die 
positiven Kommentare der Gäste 
sind gestiegen. Nie war Bayern 
bei in- wie ausländischen Gäs-
ten so beliebt wie heute. Die 
politische Entscheidung im Jahr 
2010 war richtig und hat sich 
bewährt. Deshalb muss der For-
derung einzelner Parteien, die-
se Mehrwertsteuerreduzierung 
wieder rückgängig zu machen, 
standhaft begegnet werden. 

2) Einheitliche Reduzierung der 
Mehrwertsteuer auch für die 
Gastronomie 
Bei der Entscheidung für ein Ur-

laubsland achten Touristen auch 
auf die Kosten für das Essen und 
Trinken. In den allermeisten eu-

ropäischen Ländern ist 
der Mehrwertsteuersatz 
in der Gastronomie 
ebenfalls reduziert. 
Wir brauchen faire 
Wettbewerbsbedin-

gungen. Der vielfach 
beklagten Verödung der 
Innenstädte und dem 

Wirtshausster-
ben ließe sich 
auch damit 
entgegen wir-
ken, dass den 
Gaststätten die 
gleiche redu-

zierte Mehrwertsteuer gewährt 
wird, wie Fast Food Ketten und 
Imbiss-Buden. 

3) Anpassung des Arbeitszeitge-
setzes an die Lebens- und Un-
ternehmenswirklichkeit 
Im Interesse der Gäste und der 
Mitarbeiter muss die fixe tägli-
che Arbeitszeit durch eine wö-
chentliche Höchstarbeitszeit 
ersetzt werden, wie es die Eu-
ropäische Arbeitszeitrichtlinie 
vorgibt. Dies erlaubt eine im 
Tourismus allgemein dringend 
nötige Flexibilisierung. Es geht 
nicht um mehr Arbeit, sondern 
um eine bessere Verteilung. 
Mindestruhezeiten bleiben un-
angetastet. Gesundheitsschutz 
und Jugendarbeitsschutz selbst-
verständlich auch. 

4) Mindestlohn – die gesetzli-
che Regelung braucht inhaltli-
che Korrekturen 
Tarifpolitische und wettbe-
werbsabhängige Gehaltsthemen 
sollten nicht durch Gesetz, son-
dern allenfalls von der Mindest-
lohnkommission geregelt wer-
den. Vor allem das Gastgewerbe 
ist vom Mindestlohn betroffen. 
Die Verteuerung einfacher Ar-
beit kostet Jobs und führt mit-
telfristig zu Unternehmensplei- 
ten. 

Die Arbeitgeber-Haftung für  
Mindestlohnverstöße von Fremd- 
firmen ist praxisfremd. Die de-
taillierte Aufzeichnungspflicht 
ist zu bürokratisch und sollte 
reduziert werden. Lohnbestand- 
teile, die das Einkommen erhö-
hen, bzw. Lebenshaltungskos-
ten verringern („Kost und Lo-
gis“), müssen bei der Festlegung 
eines Mindestlohns angerechnet 
werden können. 

5) Visavergabe vereinfachen und  
beschleunigen 
Ohne die Sicherheit zu gefähr-
den, könnte man über eine 
IT-gestützte Antragstellung die 
Verfahren vereinfachen und be-
schleunigen. Die Visavergabe für 
die Einreise nach Deutschland ist 
generell langwierig und kompli-
ziert und führt dazu, dass Gäste 
z.B. aus China lieber in andere 
europäische Länder reisen. 

6) Mobilität fördern durch 
Infrastrukturverbesserungen 
Die Infrastruktur eines Landes 
und die unkomplizierte, schnelle 
Erreichbarkeit der verschiedenen 
Ziele tragen wesentlich zum Er-
folg der Tourismuswirtschaft bei. 
Eine zeitgemäße Vernetzung al-
ler Verkehrsträger und die Besei-
tigung von Engpässen zu Lande, 
zu Wasser und in der Luft beein-
flussen die Entscheidung, wel-
che Region von dem reisenden 
Gast angesteuert wird. 
Wegen der z.T. sehr langen Vor-
laufzeiten müssen jetzt flächen-
deckende und standardisierte 
Systeme für die zunehmende 
E-Mobilität sowie Lande- und 
Startplätze, z.B. für Passagier-
drohnen, vorangebracht werden. 

7) Fachkräftemangel beseitigen 
Ausbildende Unternehmen 
müssen besser und pragmati-
scher unterstützt werden, die 
Arbeitsagenturen müssen sich 
um branchennahe Angebote 
kümmern und die Politik muss 
Qualitätsoffensiven für Berufe 

mit Personalmangel fördern. 
Flüchtlinge mit Bleibeperspek-
tive können in der Tourismus-
wirtschaft relativ schnell Arbeit 
finden, wenn der bürokratische 
Aufwand begrenzt bleibt und 
die Politik für eine frühzeitige 
Sprachvermittlung sowie für 
Erleichterungen und Unterstüt-
zung beim Einstieg in die Aus-
bildung sorgt. 

8) Sicherheit an die erste Stelle 
setzen 
Sicherheit in einem Land ist den 
Reisenden besonders wichtig. 
Deshalb muss alles getan wer-
den, feindliche Attacken – von 
wem auch immer – zu vermei-
den und dagegen anzugehen, 
dass Ansammlungen von sich 
scheinbar unkontrolliert aufhal-
tenden oder geduldeten Grup-
pen von ungeklärter Herkunft 
und ungesetzliches Handeln 
(Drogen, Prostitution etc.) in der 
Nähe von Hotels und anderen 
von Touristen gerne aufgesuch-
ten Plätzen verhindert werden. 

Die hier aufgezeigten Themen 
und Forderungen sind nur ein 
Teil aus dem Forderungskata-
log, den wir vom Tourismus-
ausschuss zusammengetragen 
haben. Hinzu kommen der 
generelle Bürokratieabbau, 
die Förderung bei dem großen 
Thema Digitalisierung, eine die 
Unternehmen weniger belas-
tende Energiepolitik und eine 
Umweltpolitik, die die Natur 
schont und dennoch den Frei-
raum lässt, vernünftige Touris-
musprojekte zu fördern und 
Modernisierungen zu ermögli-
chen. Dies schließt eine Steuer-
politik mit ein, in der Start-ups 
genauso wie die Übergabe von 
Unternehmen an die nächste 
Generation ohne Substanzver-
lust unterstützt werden.

ROBERT SALZL
VORSITZENDER AUSSCHUSS 
TOURISMUS

Robert Salzl
Vorsitzender Ausschuss Tourismus

Erwartungen der Tourismuswirtschaft an die Politik – 
Forderungen für die Koalitionsverhandlungen

Positionen Wirtschaftsbeirat Bayern
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4. Oktober – Bezirk Ingolstadt: Eduard Kastner
„Aktuelle Entwicklungen 
und anstehende Projekte 
der Stadt Ingolstadt“, unter 
diesem Titel diskutierte Dr. 
Christian Lösel, Oberbürger-
meister der Stadt Ingolstadt, 
mit den Mitgliedern und 
Gästen des Wirtschaftsbeirats 
sehr offen und konkret über 
Hintergründe und Perspekti-
ven der zentralen Projekte für ein weiterhin dynamisches Ingolstadt. 
Foto v.l.n.r.: Eduard Kastner, Dr. Christian Lösel

5. Oktober – Bezirk Oberland: Kornelia Kneissl und Anton Stetter
Professor Hans-Werner Sinn stellte im Hotel Das Tegernsee unter der 
Überschrift „Deutschland und Europa nach den Wahlen“ seine ge-
wohnt scharfe Analyse des Zustands Europas vor und skizzierte in 15 
Thesen, wie die Rettung Europas gelingen könne. Beim anschließen-
den geselligen Beisammensein mit Buffet auf Einladung des Hotels 
„Das Tegernsee“ wurden die angeregten Gespräche fortgeführt. 

Foto v.l.n.r.: Dr. Johann Schachtner, Prof. Dr. Hans-Werner Sinn, Kor-
nelia Kneissl, Anton Stetter, Alexander Radwan MdB

6. Oktober – Bezirk Weiden/Nordoberpfalz: Helmut Hör
Ein besonderer Höhepunkt des 5. Kongresses „Führen mit christlichen 
Werten“ im Kloster Speinshart am 6. Oktober 2017 war das Gespräch 
mit dem Apostolischen Nuntius von Deutschland, Erzbischof Dr. Ni-
kola Eterovic, moderiert von Prof. Mödinger. Thomas Völkl gab inte-
ressante Einblicke in die praktischen Erfahrungen. Zahlreiche Gäste 
waren begeistert von den Antworten auf ihre Fragen zum Thema Un-
ternehmenskultur. Der 6. Kongress folgt am 30. April 2018.

Foto v.l.n.r.: Leonhard Zintl (MU TIR), Helmut Hör (WBU Nord-
oberpfalz), Erzbischof Dr. Nikola Eterovic (Apostolischer Nuntius 
von Deutschland), Dr. Johann Schachtner, Thomas Völkl (Gesund-
heitstrainer), Prof. Dr. Wilfried Mödinger (Institute of Substainable 
Leadership Steinbeis University Berlin)

9. Oktober – Ausschuss für Sport: Tobias Barnerssoi
Zu seiner Premiere setzte Tobias Barnerssoi das Thema „Die Leis-
tungssportreform vor dem Scheitern? Was ist uns Spitzensport in 
Deutschland wert?“ auf die Tagesordnung. Nach einer faszinieren-
den Einlage junger Turnerinnen erörterten die Podiumsteilnehmer 
konkrete Eckpunkte für einen zukunftsfähigen Leistungssport in 
Deutschland. Teilnehmer der Podiumsdiskussion waren Alfons Hör-
mann, Präsident Deutscher Olympischer Sportbund (DOSB), Dr. 
Florian Herrmann MdL, Vorsitzender des Ausschusses für Kommu-
nale Fragen, Innere Sicherheit und Sport, Tobias Angerer, ehemaliger 
deutscher Skilangläufer, WM- und Olympia-Silbermedaillengewin-
ner, Gesamtweltcup-Sieger und Sieger der Tour de Ski, und Hannah 
Krüger, Hockeyspielerin, Olympia-Bronzemedaille Rio 2016.

Foto (GG) v.l.n.r.: Florian Herrmann MdL, Tobias Angerer, Hannah 
Krüger, Tobias Barnerssoi, Alfons Hörmann, Dr. Johann Schachtner

11. Oktober – Ausschuss Umweltpolitik: Dr. Willi Kleine
Die Niederlassung des 
Deutschen Wetterdienstes 
in München hatte den Wirt-
schaftsbeirat zu einem Vor-
trag von Lothar Bock, mete-
orologischer Gutachter, zum 
Thema „Mehr Hochwasser 
und Starkregen durch den 
Klimawandel – was wissen 
wir wirklich?“ eingeladen. Die Teilnehmer konnten in einer Führung 
Einblick in die Arbeit des Wetterdienstes nehmen. 
Foto (GG) v.l.n.r.: Lothar Bock, Dr. Willi Kleine

12. Oktober – Ausschuss Gesundheitswirtschaft: Dr. Johannes Zwick
Die Digitalisierung erfasst 
alle Bereiche von Wirtschaft 
und Gesellschaft, auch die 
Gesundheitswirtschaft. Un-
ter der Überschrift „Digitali-
sierung in der Gesundheits-
wirtschaft“ führte Martin 
Müller, Redakteur Wirtschaft 
beim Nachrichten-Magazin DER SPIEGEL, sehr anschaulich aus, mit 
welchen Veränderungen im Gesundheitswesen zu rechnen ist. 
Foto (GG) v.l.n.r.: Dr. Johann Schachtner, Martin U. Müller, Dr. Jo-
hannes Zwick

16.-17. Oktober – Forum Brüssel: Prof. Dr. Angelika Niebler
Schwerpunkt des Europapolitischen Dialogprogramms war die Zu-
kunft Europas im Kontext von Brexit und Junckers Szenarien. Frau 
Prof. Niebler forderte u.a. im Gespräch mit Günther Oettinger von 
der Europäischen Kommission, jetzt über die Zukunft Europas durch 

Ausschüsse, Bezirke, Foren, Junger Wirtschaftsbeirat
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 NEU
27. November, Hausham/
Schliersee 
Bezirk Oberland: Dr. Florian  
Herrmann, MdL, „Innere Si- 
cherheit in herausfordernden 
Zeiten: Zwischen Cyberkrimi-
nalität, Katastrophenschutz und 
Integrationsaufgaben“

28. November, München 
Ausschuss Umweltpolitik: Dr. 
Susanne Kadner, Wissenschaft-
liche Referentin Technologien, 
acatech – Deutsche Akademie 
der Technikwissenschaften, 
„Vermeidung des Klimawandels 
– Beiträge der Circular Economy“

29. November, Beilngries 
Der Termin des Bezirks Jurakreis 
für ein Kamingespräch wird 
verschoben auf 1. März 2018

12. Dezember, München 
Ausschuss Wehrtechnik: Bot-
schafter Wolfgang Ischinger, 
Geschäftsführer Stiftung Münch-
ner Sicherheitskonferenz (ge-
meinnützige) GmbH, „Zukunfts-
fragen deutscher und europä-
ischer Sicherheitspolitik“

 NEU
14. Dezember, München 
Ausschuss Verkehrspolitik: Felix
Kybart, Leiter alternative Antrie-
be bei MAN Truck and Bus AG,
„Zukunft des Diesels/Verbren-
ners und die Entwicklung der 
E-Mobilität im Nutzfahrzeug-
bereich“

20. Dezember, München
Junger Wirtschaftsbeirat: 
Weihnachtstreffen 

 2018

18. Januar, Ort noch offen 
Bezirk Bayreuth/Kulmbach: Mi-
nisterialrat Michael Gotschlich, 
Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft und Medien, 
Energie und Technologie

31. Januar, Passau 
Bezirk Passau: Kamingespräch 
mit Dr. Marcel Huber, MdL, 
Bayerischer Staatsminister und 
Leiter der Bayerischen Staats-
kanzlei

 NEU
6. Februar, München 
Ausschuss Mittelstandspolitik:
Dr. Jürgen Gros, Präsident Ge-
nossenschaftsverband Bayern, 
„Mittelstandsfinanzierung“
 

 NEU
8. Februar, München 
Ausschuss Umweltpolitik: Ulrike
Scharf, MdL, Bayerische Staats-
ministerin für Umwelt und Ver-
braucherschutz, „Klimawandel“

 NEU
1. März, Beilngries 
Bezirk Jurakreis: Kamingespräch 
mit Dr. Jürgen Helmes, Haupt-
geschäftsführer der IHK Regens-
burg für Oberpfalz und Kelheim,
 „Die IHK – Im Spannungsfeld 
zwischen hoheitlichem Auftrag, 
Unternehmensservice und poli-
tischer Interessensvertretung“

 NEU
29. Juni, Frauenwörth 
Bezirk Berchtesgadener Land/
Traunstein: Frauenwörther 
Gespräche

cutive Director, UBS Switzerland AG, Zürich, führte kompetent und 
detailliert die Chancen und die Grenzen neuer Technologien wie 
Blockchain im Geldwesen aus. 

Foto (GG) v.l.n.r.: Dr. Johann Schachtner, Alexander Lerch, Sandra 
Kühner, Gerd Ortner

2. November – Bezirk Weiden/Nordoberpfalz: Helmut Hör
Das traditionelle Kamingespräch des Bezirks Weiden/Nordoberpfalz 
in Altenstadt an der 
Waldnaab stand 
heuer unter dem 
Motto „Nordober- 
pfalz im digitalen 
Wandel“. Reiner 
Meier, MdB (CSU), 
Albert Rupprecht, 
MdB (CSU), Uli Grötsch, MdB (SPD), Tobias Reiß, MdL (CSU), Pe-
tra Dettenhöfer, MdL (CSU), Annette Karl, MdL (SPD), standen den 
Teilnehmern offen Rede und Antwort. Fragen der Wirtschaftsförderung 
stehen ebenso im Mittelpunkt wie Infrastrukturprojekte und Themen 
aus dem Bildungsbereich. Wie lässt sich der digitale Wandel in der 
nördlichen Oberpfalz positiv gestalten? Die Teilnehmer konnten den 
Politikern dazu konkrete Anregungen mitgeben. 
Foto v.l.n.r.: Dr. Johann Schachtner, Tobias Reiß, Annette Karl,  
Helmut Hör

eine Renaissance des Subsidiaritätsprinzips zu reden. An der Dele-
gationsreise nahmen knapp 40 Mitglieder des Wirtschaftsbeirats teil.

23. Oktober – Bezirk Augsburg/Nordschwaben: Dr. Georg Haindl
Das Thema Digitalisierung 
stand auch im Fokus der 
gemeinsamen Zukunftskon-
ferenz „Der Wandel durch 
Digitalisierung und die neue 
Nachhaltigkeit“ des Bezirks 
Augsburg/Nordschwaben 
des Wirtschaftsbeirates Bay-
ern und des Landesverban-
des Baden-Württemberg des 
Wirtschaftsrates Deutschland in Ulm 2017. Von bayerischer Seite trat 
Staatssekretär Johannes Hintersberger MdL, an. Foto (Wirtschaftsrat): 
Staatssekretär Johannes Hintersberger, Staatssekretär im Bayerischen 
Staatsministerium für Arbeit und Soziales, Familie und Integration

24. Oktober – Bezirk Jurakreis: Gerd Ortner, Ausschuss Mittelstand:  
Alexander Lerch
Die gemeinsame Veranstaltung des Ausschusses Mittelstandspolitik 
mit dem Bezirk Jurakreis in München zum Thema „Die Zukunft des 
Geldes“ fand außerordentlich hohe Resonanz. Sandra Kühner, Exe-

Terminvorschau
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GLÄNZENDE AUSSICHTEN FÜR DIE ZUKUNFT.
UND DIE IHRER KINDER UND ENKEL.

INVESTIEREN SIE IN GOLD: FÜR EINE RENTABLE 
UND WERTBESTÄNDIGE KAPITALANLAGE.

IHR KOMPETENZZENTRUM FÜR EDELMETALLE:
pro aurum KG
Joseph-Wild-Str. 12 | 81829 München
+49 (89) 444 584 - 0 | info@proaurum.de
www.proaurum.de | www.proaurum-newsroom.de

Infos über aktuelle Veranstaltungen rund um das Thema Edelmetalle 
fi nden Sie unter www.proaurum.de/veranstaltungen
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